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Perspektiven 
Entwicklungs-
Bundesrepublik 
nach dem Ende 
des Ost-West-
Konflikts 
MirA. Ferdowsi 
Seit den „historischen Umwäl-
zungen" in Mittel- und Osteu-
ropa 1989, der Beendigung des 
Ost-West-Konfliktes 1990 und 
nicht zuletzt dem Zerfall des 
Sowjetimperiums 1991 fehlt 
es in den Staaten der „Dritten 
Welt" nicht an Ängsten und 
Befürchtungen, diese Entwick-
lungen könnten dazu führen, 
- daß Hilfsgelder spärlicher flie-
ßen und sie in einem „haus-
haltspolitischen Verdrängungs-
wettbewerb" mit jenen osteuro-
päischen Staaten treten müs-
sen, deren wirtschaftliche und 
gesellschaftliche Entwicklung 
aus dem Entwicklungsetat be-
stritten wird; 
- daß die ehemals „sozialisti-
schen" Industrieländer zu Kon-
kurrenten bei der wirtschaft-
lichen Kooperation mit den 
westlichen Industrieländern 
werden. Dafür spricht nicht nur 
die geographische Nähe, son-
dern auch die vertraute Menta-
lität, eine ähnliche Kultur, bes-
sere Ausbi ldung und weniger 
Sprachschwierigkeiten; 
- daß mit dem politischen 
Niedergang des „real existie-
renden Sozialismus" ihr ord-
nungspolitischer Handlungs-
spielraum sich erheblich ein-
engt, weil der Modellcharakter 
der westlichen Industriegesell-
schaft so dominierend gewor-
den ist; 
- daß mit dem Ende des Ost-
West-Konfliktes zwar für die 
„Geber" ein wesentliches Mo-
tiv entfällt, außen- und sicher-
heitspolitische Interessen als 
entscheidende Triebkräfte der 
Entwicklungskooperation ein-
zusetzen, doch daß damit für 
die „Nehmer" zugleich eine 
Trumpfkarte an politischem Ge-
wicht verliert, zur Durchset-
zung ihrer Forderungen die 
antagonistischen Blöcke ge-
geneinander auszuspielen; 
- daß ihre Probleme aus dem 
öffentlichen Bewußtsein ver-
drängt und die Solidarität mit 
Osteuropa von einer „Entsoli-
darisierung" mit der Dritten 
Welt begleitet werden. 
Angesicht der relativ kurzen 
Zeitspanne ist es heute sicher-
lich noch verfrüht, die Plausi-
biltät dieser Befürchtungen an-
hand der bisherigen Entwick-
lungen zu prüfen. Gleichwohl 
blieben die Regionen des Sü-
dens von der Veränderung der 
weltpolitischen Großwetterlage 
nicht unbeeinflußt. Hierzu ge-
hört zum einen die Welle des 
demokratischen Wandels in 
fast allen Kontinenten. Denn 
vielerorts erklären s ich Regime, 
die bislang die Neugründung 
politischer Parteien ablehnten 
und oppositionelle Gruppen 
verfolgten, nunmehr bereit, po-
litische Gruppierungen zuzu-
lassen, demokratische Wahlen 
abzuhalten sowie die Einhal-
tung der Menschenrechte zu 
garantieren. 
Es wäre allerdings verfrüht, aus 
dieser Entwicklung die Schluß-
Perspektiven 
folgerung zu ziehen, weltweit 
triumphiere die demokratische 
Idee: Trotz einer Reihe ermuti-
gender Erfolge etwa in Sambia, 
Benin oder Namibia wurden in 
einer Reihe von Ländern - etwa 
in Nigeria und Burundi, um nur 
zwei aktuelle Beispiele zu nen-
nen - die eingeleiteten De-
mokratisierungsprozesse wie-
der abgebrochen. Es gibt aber 
auch eine nicht minder große 
Zahl von Fällen - etwa Kenia 
und Zaire -, wo es den alten 
Führungseliten durch die Un-
terwanderung von Demokra-
tisierungsbewegungen gelun-
gen ist, ihre angestammten 
Machtposit ionen weitgehend 
zu erhalten. 
Zum anderen zeigt sich ei-
ne wachsende Einsicht in die 
Notwendigkeit einer Umorien-
tierung, wie sie in dem Bericht 
der Südkommission unter dem 
Titel „Die Herausforderung des 
Südens. Über die Eigenverant-
wortung der Dritten Welt über 
dauerhafte Entwicklung" doku-
mentiert wird. Die zentrale Bot-
schaft dieses, unter dem Vor-
sitz des ehemaligen Präsiden-
ten Tansanias, Julius Nyerere, 
1990 fertiggestellten Berich-
tes an die Länder des Südens 
ist: „Der Süden muß sich, um 
voran zu kommen, in erster 
Linie auf sich selbst verlassen". 
A u c h hinsichtl ich der Entwick-
lungsziele deutet der Bericht 
eine Neuorientierung an. Denn 
Entwicklung wird als ein Pro-
zeß definiert, der „den Men-
schen die Möglichkeit gibt, ihre 
Anlagen zu entfalten, Selbst-
vertrauen zu entwickeln und 
ein menschenwürdiges Leben 
zu führen". 
Ob nun das Scheitern der alten 
Entwicklungspolitik mit ihren 
falschen Strategien einen Kurs-
wechsel notwendig machte 
oder die veränderten weit- und 
regionalpolitischen Rahmenbe-
dingungen - unübersehbar ist 
heute, daß im Gegensatz vor 
allem zu den früheren prestige-
trächtigen Großprojekten und 
ebenso ehrgeizigen wie erfolg-
losen Industrialisierungspro-
grammen jetzt auf die Kräfte 
der Zielgruppen selbst gesetzt 
wird, mit dem Ziel, schöpferi-
sche und produktive Kräfte der 
Masse der Armen in den Ent-
wicklungsländern zu mobilisie-
ren. Immer mehr setzt s ich die 
seit Ende der 70er Jahre in der 
entwicklungspolitischen Praxis 
gewonnene Erkenntnis durch, 
daß die traditionelle Projekthil-
fe allenfalls Symptome kurieren 
kann, solange nicht an den 
strukturellen Ursachen der Un-
terentwicklung angesetzt wird, 
und daß nachhaltige Entwick-
lung im Interesse der Armen 
mehr als die entschlossene 
Durchführung von Wirtschafts-
reformen erfordert, nämlich 
eine ebenso deutliche Verän-
derung der politischen Rah-
menbedingungen. Hinzu kommt 
zweifellos die Beobachtung, 
daß die demokratischen Wahl-
gesetze sowie die Zulassung 
und Bi ldung politischer Partei-
en vielfach noch lange kei-
ne ausreichende Grundlage für 
demokratische Entwicklung 
darstellen. Es lag daher nahe, 
daß das Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenar-
beit eine Reihe von Konse-
quenzen zog und diese im Rah-
men seiner Politik anwendet. 
Als Querschnittaufgabe und vor-
rangiges Ziel der Entwick-
lungspolitik fungiert dabei die 
Armutsbekämpfung. 
Das entwicklungspolitische Pro-
gramm der Bundesregierung, 
wie es im 9. Bericht zur Ent-
wicklungspolitik der Bundesre-
gierung 1992 ausführlich dar-
gelegt ist, sieht daher folgende 
Faktoren als grundlegend für 
die Umsetzung einer armuts-
orientierten Strategie an: 
- Teilhabe der Bevölkerung an 
der politischen Verantwortung 
(Demokratisierung und Partizi-
pation) 
- Verantwortliche, rechen-
schaftspflichtige Regierungs-
Perspektiven 
führung und Beachtung der 
Menschenrechte (Rechtsstaat-
lichkeit und Rechtssicherheit). 
- E n t w i c k l u n g s o r i e n t i e r u n g 
der Regierungen der Empfän-
gerländer (gute Regierungs-
führung) und ein Beitrag zur 
Entwicklung durch Eigenan-
strengungen zur Verbesserung 
der Lage der ärmeren Bevölke-
rungsteile, zur Bewahrung der 
natürlichen Umwelt und zur 
Eindämmung des Bevölke-
rungswachstums . 
- Entfaltung privatwirtschaft-
licher Initiative auf marktwirt-
schaftlicher Grundlage, gekop-
pelt an soziale Verantwortung 
und die ökologische Verpflich-
tung zur Schaffung eines Um-
feldes, in dem sich Handwerk, 
Kleingewerbe, Industrie, land-
wirtschaftliche Unternehmen 
und auch der informelle Sektor 
entfalten können. 
- Bekämpfung der Ursachen 
für das hohe Bevölkerungs-
wachstum als Bestandteil der 
Strategien zur Bekämpfung der 
Armut, insbesondere in den 
Bereichen Gesundheit, Bildung 
und Ernährungssicherung. 
- Verhinderung weltweiter 
Flüchtlingsströme durch Maß-
nahmen wTie Unterstützung sol-
cher Entwicklungsländer, die 
selbst Flüchtlinge aufnehmen 
(Fluchtbewältigung); die Fort-
bildung und Rückführung qua-
lifizierter Flüchtlinge, die in ih-
rer Heimat beim Aufbau des 
Landes mitwirken (Reintegrati-
on), und schließlich die För-
derung von Maßnahmen, die 
Menschen von der Flucht ab-
halten und ihnen das Bleiben 
in der angestammten Heimat 
ermöglichen (Fluchtursachen-
bekämpfung). 
- Engagement für Umwelt-, 
Arten- und Klimaschutz durch 
die Integration des Umwelt-
schutzes in alle Politikbereiche, 
die Durchführung von Umwelt-
verträglichkeitsprüfungen, die 
Beteiligung der Öffentlichkeit 
und gerichtliche Kontrollmög-
lichkeiten. 
- Förderung der Grundbildung 
als Voraussetzung für mensch-
liche und wirtschaftliche Ent-
wicklung. 
So erfreulich diese neuen ent-
wicklungspolitischen Zielvor-
stellungen der Bundesregie-
rung auch sein mögen, es 
bleibt doch abzuwarten, ob 
bzw. wie erfolgreich und mit 
welchem Ergebnis diese Ziel-
setzungen umgesetzt werden 
können. Militärhilfe für die Tür-
kei, Kriegsgerät für Indonesi-
en, Handel mit dem Iran, In-
dustriekooperation mit China 
sind nur einige wenige Bei-
spiele dafür, wie bescheiden die 
Möglichkeiten sind, Menschen-
rechte zum obersten Maßstab 
entwicklungs- und außenpoliti-
scher Zusammenarbeit zu er-
heben, wenn wirtschaftliche 
Eigeninteressen auf dem Spiel 
stehen. 
Doch es sind nicht nur aus-
schließlich nationale wirtschaft-
liche Eigeninteressen, die ei-
ner erfolgreichen Anwendung 
dieser Rahmenbedingungen 
Grenzen setzten, sondern sie 
hängt nicht zuletzt auch we-
sentlich von der Bereitschaft 
des industrialisierten Nor-
dens insgesamt ab, durch den 
Abbau von Protektionismus 
zum Aufbau einer liberalisier-
ten Weltwirtschaft beizutragen. 
Denn Handel ist für viele Ent-
wicklungsländer bekanntlich 
die wirksamste Entwicklungs-
hilfe. 
